
Stiftung nach § 306 Abs. 1 Ziff. 2 StGB an: 
der Täter war von einem westlichen Agenten auf­
gefordert worden, „etwas von den Neubauern hoch­
gehen“ zu lassen. Hierdurch angeregt, setzte er eine 
von Neubauern benutzte Scheune des ehemaligen 
Gutshofes, deren einer Teil zu Wohnungszwecken 
diente, in Brand. Das Inbrandsetzen der Scheune 
voller Erntevorräte bedeutete eine Vernichtung von 
Erzeugnissen im Sinne des § 1 Abs. 2 WStVO und1 ist 
ein Angriff auf die Versorgung der Bevölkerung durch 
unsere Friedenswirtschaft. Daneben ist § 306 StGB 
verletzt, weil ein weiteres selbständiges Objekt, näm­
lich das Leben der in einem Teil der Scheune wohnen­
den Menschen, in Gefahr gebracht war, und es der 
Stellung des Menschen in unserer Ordnung entspricht, 
daß sein Leben besonders geschützt wird. Nun hat der 
Angeklagte aber diese Handlung unternommen im 
Aufträge eines westlichen Agenten, und dadurch tritt 
als neues weiteres Objekt dieses Verbrechens auch 
unsere antifaschistisch-demokratische Ordnung hinzu. 
Dabei ist das Verhältnis dieser Sabotagehandlung zu 
dem Angriff auf die Versorgung der Bevölkerung nicht 
so überragend, daß dieser daneben seine selbständige 
Bedeutung verliert.

Auch das Oberste Gericht hat in mehreren Entschei­
dungen die Möglichkeit anerkannt, daß zwischen dem 
Befehl Nr. 160 und dem § 1 WStVO bzw. dem § 1 der 
Kriegswirtschaftsverordnung Idealkonkurrenz be­
stehen kann (vgl. OG 2 Zst 28/50 und OG 2 Zst 10/51).

Das Erkennen des richtigen Objektes in den neuen 
Gesetzen der antifaschistisch-demokratischen Ordnung 
ist trotz der oben festgestellten Schwächen unserer 
Rechtsprechung leichter als bei den Tatbeständen des 
StGB, es sei denn, man verläßt sich auf die „Rechts­
güter“, die die alten Kommentare angeben; denn diese 
alten Tatbestände sind abstrakt. Für sie ist Eigentum 
gleich Eigentum, Vermögen gleich Vermögen, während 
es für uns ein grundsätzlicher Unterschied ist. ob das 
Objekt eines Diebstahls privates persönliches Eigen­
tum oder Volkseigentum ist.

In diesem Zusammenhang sei auf die Ausführungen 
in einem Urteil des Obersten Gerichts in bezug auf 
die Bedeutung des § 266 Abs. 2 StGB hingewiesen: 

„Daher kann auch die Schädigung des Wohles des Volkes 
bei begangener Untreue nur unter den Gesichtspunkten der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung festgestellt wer­
den. Insbesondere bei Untreuehandlungen gegenüber einem 
volkseigenen Betrieb muß davon ausgegangen werden, daß 
die Schädigung des Volkseigentums als der festen Grund­
lage der wirtschaftlichen Entwicklung der Deutschen De­
mokratischen Republik zugleich auch eine Schädigung des 
Volkes ist; denn Angriffe gegen dieses Volkseigentum sind 
geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung der Deutschen 
Demokratischen Republik zu beeinträchtigen und damit das 
Wohl des Volkes zu schädigen.“1*)

Diese Ausführungen besagen, daß gerade das Volks­
eigentum ein besonderes, nach § 266 Abs. 2 geschütztes 
Objekt ist, und zu Recht ist seine Verletzung in diesem 
Fall als Angriff gegen ein selbständiges Objekt neben 
die Verletzung der den ordnungsmäßigen Wirtschafts­
ablauf regelnden §§ 6 und 7 WStVO gestellt.

Auch die Entscheidungen des 3. Strafsenats des 
Obersten Gerichts (OGSt 1 S. 244 und S. 281), die 
bei Nichtablieferung von Sozialversicherungsbeiträgen 
nicht nur Verletzung der Ordnungspflichten gegenüber 
der Sozialversicherungsanstalt nach § 71 SVVO, son­
dern auch des § 266 StGB annehmen, lassen die rich­
tige Konkretisierung des abstrakten Objektes der Ver­
brechen deutlich erkennen, das in dem Schutz der 
Werktätigen bei Krankheit und Alter besteht und 
der unsere Ordnung beherrschenden Sorge um den 
Menschen entspringt.

„Insbesondere muß — unter Zugrundelegung der tatsäch­
lichen und rechtlichen Ausführungen der Staatsanwaltschaft 
im Antrag auf Erlaß des Strafbefehls — berücksichtigt wer­
den, daß der Angeklagte die Hälfte der nich tabgeführten 
Beträge von den bei ihm beschäftigten Werktätigen ein­
behalten, sich also an Geldern bereichert hat. die von den 
Arbeitern aufgebracht wurden, um sich vor Not in Krank­
heit und Alter zu schützen.“

„Während der Angeklagte durch Nichtentrichtung der 
Unternehmerbeiträge lediglich gegen die Bestimmungen der 
SWO verstoßen hat, hat er durch die Einbehaltung der 
Arbeiterbeiträge gleichzeitig eine Untreue gemäß § 266

StGB begangen, indem er die ihm als Unternehmer kraft 
Gesetzes obliegende Pflicht, - fremde Vermögensinteressen 
wahrzunehmen, verletzt hat. Er war auf Grund des § 21 
SVVO gesetzlich verpflichtet, die Vermögensinteressen 
der dem Wohle der Werktätigen dienenden Sozialversiche­
rungskasse wahrzunehmen und daher für sie die Arbeiter­
beiträge einzubehalten und unverzüglich und regelmäßig 
abzuführen Der Angeklagte ist nach den bisherigen Fest­
stellungen über ein Jahr hindurch seinen Verpflichtungen 
nicht nachgekommen und hat damit der Sozialversicherungs­
kasse, letzten Endes der Gesamtheit der arbeitenden Men­
schen, beträchtlichen Vermögensschaden zugefügt."

Diese wenigen Beispiele erheben selbstverständlich 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit, aber auch nicht 
darauf, daß sie die treffendsten sind oder die wich­
tigsten Fälle darstellen. Sie sollen Anregung zur Kri­
tik bisher gefällter fremder und eigener Urteile sein 
und anleiten zur Klärung für die Zukunft.

Einer besonderen Beleuchtung bedarf die praktisch 
besonders wichtige Frage des Zusammentreffens einer 
Verletzung von Art. 6 der Verfassung und der KR- 
Direktive Nr. 38. Hier werden in der Regel zwei ver­
schiedene Objekte verletzt sein. Sehen wir im Art. 6 
eines der Grundgesetze, die die Staatsordnung in der 
Deutschen Demokratischen Republik schützen (OGSt 1
S. 40), und kennzeichnen wir damit diese als ein 
Objekt des im Art. 6 enthaltenen Strafgesetzes, so ist 
Objekt des Abschnittes II Art. Ill A III der vom 
Kontrollrat gegebenen Direktive Nr. 38 die endgültige 
Überwindung des Faschismus und Militarismus in 
seinen verschiedenen Erscheinungsformen. Hier findet 
die oben aufgestellte These zu 4) ihren häufigsten An­
wendungsfall. Die Rechtsprechung des Obersten Ge­
richts zeigt in dieser Frage eine deutliche Entwicklung.

In der nicht veröffentlichen Entscheidung 3 Zst 5/50 
des OG, in der es sich allerdings nicht um das Zusam­
mentreffen des Artikels III A III mit dem Artikel 6 
der Verfassung, sondern mit dem Gesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt zur Sicherung der Demokratie handelt, 
heißt es eindeutig:

„Der Angeklagte ist daher nach Kontrollratsdirektive Nr. 
38 Abschnitt II Artikel III A III in Tateinheit mit einem 
Verstoß gegen § 2 des Gesetzes zur Sicherung der Demo­
kratie zu bestrafen.“

Im Prozeß gegen die „Zeugen Jehovas“ hat der 
1. Strafsenat des Obersten Gerichts in vollem Bewußt­
sein der Bedeutung die Urteilsformel wie folgt gefaßt: 

„Die Angeklagten werden wegen Verbrechens nach Ar­
tikel 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Re­
publik und nach Abschnitt II Artikel III A III der Kontroll­
ratsdirektive 38 verurteilt.“

Entsprechend heißt es auch in den Gründen:
„Die Weisungen . . . brachten die Angeklagten zu den 

festgestellten Betätigungen ... als Verbrechen gegen Ar­
tikel 6 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Re­
publik und den Artikel III A III der Direktive Nr. 38 des 
Kontrollräte.“1**)

Im Urteil des 3. Strafsenats vom 20. April 1951 
heißt es:

„Falls die Angeklagten sowohl nach Art. Ill A III KR- 
Direktive Nr. 38 als auch nach Artikel 6 der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik schuldig befunden 
werden, wird das Gericht eine einheitliche Strafe ohne 
Anwendung des § 73 StGB auszusprechen haben. Das Ver­
fahren nach KR-Direktive 38 ist, im Gegensatz zu der 
früheren Rechtsprechung einiger Oberlandesgerichte, ein 
echtes Strafverfahren (vgl. Urteil des OG vom 24. Oktober 
1950 — 3 Zst 65/50 —); denn es führt zur Verurteilung des 
für schuldig befundenen Angeklagten zu Gefängnis oder 
Zuchthaus. Infolgedessen darf, wenn die Bestimmung der 
KR-Direktive Nr. 38, deretwegen ein Angeklagter ver­
urteilt wird, in Tateinheit mit einer Strafbestimmung steht, 
der Angeklagte nicht mehrfach, also insbesondere nicht zu 
mehreren Freiheitsstrafen verurteilt werden (vgl. auch das 
Urteil des Internationalen Gerichtshofes in Nürnberg vom 
30. September bis 1. Oktober 1946, Abschnitt: Die ange-
klagten Organisationen, drittletzter Absatz). Es ist also 
dann eine einheitliche Strafe festzusetzen. Da der Gesetz­
geber der KR-Direktive Nr. 38 jedoch deren unbeschränkte 
Anwendung, insbesondere die Verhängung der ihr vor­
geschriebenen Sühnemaßnahmen gewollt hat, muß § 73 StGB 
außer Anwendung bleiben. Es muß vielmehr, falls eine Tat 
außer unter Art. Ill A III der KR-Direktive Nr. 38 auch 
unter Art. 6 der Verfassung fällt, eine einheitliche Strafe 
ausgesprochen werden, die sowohl dieser Verfassungs­
bestimmung als auch der KR-Direktive Nr. 38, insbe­
sondere ihren Vorschriften über Sühnemaßnahmen, gerecht 
wird, “io)

Diese Auffassung wird in einem noch nicht ver­
öffentlichten Urteil des 3. Strafsenats vom 24. August 
1951 (la Zst 24/51) aufrechterhalten. Das Ergebnis ist 
bei den zur Entscheidung stehenden Fällen richtig.

!*) s. Urt. des OG vom 31. Mai 1951 — 2 Zst 11/51 — in NJ 
1951 S. 372.
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15) s. OGSt 1 S. 43.
16) s. NJ 1951 S. 328.


